
perspektiven

Vorerst einmal zufrieden mit dem Pilot-
projekt zur Pflegegeldeinstufung durch 
Mediziner und Pflegepersonen gemein-
sam zeigten sich die österreichischen In-
teressensvertretungen im Bereich Pflege. 
Allerdings betonen sie mehr oder min-
der vehement, dass dies nur ein erster 
Schritt sein könne. Die Vorteile die eine 
Beteiligung der Pflege in diesem Verfah-
ren bringe, kommen sowohl den Pflege-
geldbeziehern als auch dem Steuerzah-
ler zugute, denn: Eine fachgerechte 
Einschätzung verhindere langwierige 
und kostenaufwändig Klagen der Betrof-
fenen auf Höhereinstufung.

Die Verbesserung der Qualität im Zusam-
menhang mit der Einstufung und damit die 
Steigerung der Kundenzufriedenheit sieht 
die neugegründete ARGE Mobile Pflege im 
Österreichischen Gesundheits- und Kran-
kenpflegeverband (ÖGKV) durch die 
Verlagerung der Einstufungsberech-
tigung an den Gehobenen Dienst 
der Gesundheits- und Kranken-
pflege. Die gesetzlichen Vorausset-
zungen liegen demnach 
schon mit dem Gesund-
heits- und Krankenpfle-
gegesetz aus dem Jahr 
1997 vor. Dort werde, 
so das Positionspa-
pier vom vergange-
nen Sommer, in § 14 
die Eigenverantwort-
lichkeit klar definiert 
„und somit die Zustän-
digkeit des gehobenen 
Dienstes für Gesundheits- 
und Krankenpflege in Be-
zug auf die Erhebung der 
Pflegebedürfnisse und 
des Grades der Pflegeab-
hängigkeit der Pflege-
geld-Werber, sowie die 
Feststellung und Beur-
teilung der zur Deckung 
dieser Bedürfnisse zur 
Verfügung stehenden 
Ressourcen (Pflegeana-
mnese).“ Aus Sicht des 
ÖGKV sollte die Pflege-
geldeinstufung dem 
gehobenen Dienst 
der Gesundheits- 

und Krankenpflege vorbehalten sein, „da 
der Bereich der Erhebung und Einschät-
zung des Pflegebedarfs dessen Kernkom-
petenz ist.“ Nur dann, wenn der Bedarf 
nach einer medizinischen Begutachtung 
auftritt, sollte die Einstufung gemeinsam 
mit dem Arzt durchgeführt werden bzw. 
die notwendigen Informationen eingeholt 
werden. Dabei sei die Einstufung des Pfle-
gegeldes von einer unabhängigen Pflege-
person durchzuführen, die also nicht die 
zuständige Bezugspflegeperson sein kann. 

Die Neuregelung der Pflegegeldeinstu-
fung würde, so der ÖGKV, die dringend 
notwendige Entkoppelung von medizini-
schen Diagnosen erreichen und den tat-
sächlichen Pflege- und Betreuungsbedarf 
als Orientierung heranziehen. Nach die-
sem ersten Schritt des nun angelaufenen 
Projekts des Sozialministeriums zur ge-
meinsamen Einstufung durch Arzt und 
Pflegeperson sei es Ziel des ÖGKV, die Ein-

stufung des Pflegebedarfs und der -be-
dürftigkeit als eigenverantwortliche 
Aufgabe der Profession Pflege anzu-
erkennen und dies entsprechend 

umzusetzen. 

Pflegeexpertise schon 
bei Ersteinstufung

Auch der Bundesverband 
der Alten- und Pflege-
heime Österreichs, Le-
bensweltHeim, unter-
streicht die eigenständige 
Position der Pflege: „Es 
geht nicht darum, dass die 

Pflege mitreden darf“, 
stellt Regina Ertl, General-
sekretärin des Bundesver-

bandes „LebensweltHeim“ 
fest: „Es geht um die Erweite-

rung des Blickwinkels, der die 
Pflegewirklichkeit der Betrof-
fenen lebensnahe und ange-
messen erfasst.“ Allerdings be-
fürwortet man hier die 
gemeinsame Bewertung des 
Antragstellers auf Pflegegeld 
durch Mediziner und Pflege-

person und erwartet sich durch die multi-
disziplinäre Zusammenarbeit eine realis-
tischere Feststellung des Aufwands im 
Pflegealltag und eine präzisere Einstu-
fung. Da für die Pflegegeldeinstufung aber 
der Pflegeaufwand, der mit der medizini-
schen Diagnose verbunden ist, ausschlag-
gebend ist, fordert der Verband, dass be-
reits bei der ersten Einstufung die 
Pflegeexpertise Teil der Bewertung sein 
sollte. 

Abgestimmtes Gesamtpaket nötig

Wenn auch der Schritt allgemein von den 
Interessenverbänden und Pflegeorganisa-
tionen begrüßt wird, so sehen alle dies nur 
als Beginn, dem weitere Reformen folgen 
müssen. Das Rote Kreuz fordert als Reak-
tion ein abgestimmtes Gesamtpaket für die 
Pflege. „Investitionen im Pflegebereich 
sind Investitionen in die Zukunft unserer 
Gesellschaft“, erklärte Werner Kerschbaum, 
stv. Generalsekretär des Österreichischen 
Roten Kreuzes. „Sachleistungen der Länder 
wie mobile Pflege, Pflegeheime und Tages-
einrichtungen sowie Tarife sollen zukünftig 
harmonisiert, aber nicht nivelliert werden. 
Der Pflegebereich hat großes Wachstum-
spotential, das es zu nutzen gilt.“ Einzel-
maßnahmen wie das Pilotprojekt zur Pfle-
gegeldeinstufung seien nicht genug. Auch 
müssten Angehörige pflegebedürftiger Per-
sonen besser in den Einstufungsprozess 
eingebunden werden.

Einstufungen harmonisieren

Eine Anerkennung des Berufsstandes sieht 
die Volkshilfe in der Einbeziehung des Pfle-
gepersonals bei der Einstufung des Pflege-
gelds. Dies werde auch zu einer Verbesse-
rung der Situation pflege- und 
betreuungsbedürftiger Menschen führen. 
„Der Pilotversuch wird aber auch zeigen, 
wie unterschiedlich die Einstufungen in den 
fünf Testregionen vorgenommen werden 
und hoffentlich zu einer Harmonisierung 
führen“, so Volkshilfe Bundesgeschäftsfüh-
rer Mag. (FH) Erich Fenninger. Darüberhin-
aus sei eine Valorisierung des Pflegegeldes, 
also eine Erhöhung entsprechend den ge-
stiegenen Kosten, notwendig, fordern die 
Pflegeorganisationen. � nDie Pflege erweitert bei der 

Pflegegeldbeurteilung den 
Blickwinkel
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